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Verfassungs- und Verwaltungsrecht 

Das Verfassungsrecht bildet die Rahmengesetzgebung. Verwaltungsträger sind an das verfassungsrechtliche 

Diskriminierungsgebot gebunden (Art. 8 Abs. 2 BV). Im Bereich der Grundrechte können Individuen direkte Ansprüche 

geltend machen (z.B. auf Achtung der Religionsfreiheit, Art. 15 BV). Ausserdem gilt im Verhältnis zwischen Staat und 

Bürgerin und Bürger der Grundsatz von Treu und Glauben (Art. 5 Abs. 3 BV). Ungerechtfertigte diskriminierende 

Handlungen widersprechen diesem Grundsatz. 

Verfassungs- und verwaltungsrechtliche Regulierungen richten sich normalerweise nur an den Staat, wohingegen straf- 

und zivilrechtliche Normen Privatpersonen ansprechen. 

Wichtige Verfassungs- und Verwaltungsrechtliche Normen 

Bundesverfassung 

Art. 8 Abs. 1 BV (Gleichheitsgebot) 

Art. 8 Abs. 2 BV (Diskriminierungsverbot) 


